
 

 

 

 

 

Westeuropa ist eine der bevorzugten Zieldesti-

nationen von Menschenhändlern. Auch in der 

Schweiz sind Kinder in Gefahr, Opfer von 

Handel zu werden. Das Ausmass ist allerdings 

schwer abzuschätzen, denn es fehlt eine ein-

heitliche, vollständige Datenerhebung. Er-

schwerend dafür ist die Art des Handels und 

der Ausbeutung, die sich im kriminellen  

Milieu abspielen. Der Handel findet im Ver-

borgenen statt und die Täter betreiben auf-

grund des lukrativen Geschäfts grossen Auf-

wand, um Ausbeutungssituationen zu tarnen 

und als etwas anderes darzustellen. 

 

Fälle von Kinderhandel werden deswegen nur 

wenige aufgedeckt, bisher aus Albanien, Ka-

merun und Brasilien. Dennoch sind Kinder mit 

ungeklärtem Aufenthaltsstatus, unbegleitete 

minderjährige Asylsuchende und Kinder in 

benachteiligten Situationen vielfach schutzlos 

und potenziell in Gefahr, Opfer von Men-

schenhändlern zu werden. Gründe, die in der 

Schweiz zu einer solchen Situation führen 

können, sind ein Asylverfahren, Nichteintreten 

oder Ablehnung des Asylgesuchs; der illegale 

Aufenthalts- oder Arbeitsstatus oder das Feh-

len einer Geburtsurkunde.  

Das Bundesamt für Justiz schätzte in seinem 

Bericht aus dem Jahr 2001 die Anzahl der 

gehandelten Personen auf rund 3000 jährlich, 

wobei inzwischen von einer Steigerung ausge-

gangen wird. So ist beispielsweise seit 2009 in 

Städten eine Zunahme der Zwangsbettelei 

sowie des Zwangsdiebstahls durch Minderjäh-

rige ausländische, insbesondere osteuropäische 

Staatsangehörige zu beobachten. Zudem wird 

davon ausgegangen, dass 2014 und 2015 über 

10 000 unbegleitete Flüchtlingskinder ver-

schwunden sind. Auch in der Schweiz ver-
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schwinden immer wieder Kinder aus Asyl-

unterkünften, 2015 wurden 76 solche Fälle 

gemeldet. Während manche Kinder zu einem 

späteren Zeitpunkt bei Verwandten wieder 

auftauchen, bleiben andere unauffindbar, und 

es gibt Hinweise auf kriminelle Infrastruktu-

ren, denen ein Teil dieser Kinder zum Opfer 

gefallen sein könnte.  

 

Auf der gesetzlichen Ebene gelten in der 

Schweiz betreffend Kinderhandel Artikel 35 

der Kinderrechtskonvention sowie seit 2006 

zwei Fakultativprotokolle, die sich mit Kinder- 

bzw. Menschenhandel befassen: das «Fakulta-

tivprotokoll zur Konvention über die Rechte 

des Kindes betreffend den Kinderhandel, die 

Kinderprostitution und die Kinderpornogra-

phie» sowie das «Fakultativprotokoll zur Ver-

hütung, Bekämpfung und Bestrafung des Men-

schenhandels, zum Übereinkommen der 

Vereinten Nationen gegen die grenzüberschrei-

tende organisierte Kriminalität». 

Nach deren Ratifizierung wurde im Dezember 

2006 Artikel 182 StGB in Kraft gesetzt. Er 

stellt neben dem Menschenhandel zwecks 

sexueller Ausbeutung neu auch den Men-

schenhandel zwecks Ausbeutung der Arbeits-

kraft sowie zwecks Entnahme von Körper-

organen unter Strafe. Neu ist ebenfalls der 

einmalige Handel mit einem einzigen Men-

schen strafbar. Die Anwerbung ist dem Handel 

gleichgestellt. 

 

Unter der Leitung von UNICEF Schweiz ha-

ben 2005 und 2006 verschiedene Organisatio-

nen ihr Wissen und ihre Erfahrungen in den 

Bericht «Kinderhandel und die Schweiz» ein-

gebracht. Dieser legt die Situation des Kinder-

handels in der Schweiz dar, beleuchtet die 

bereits bestehenden internationalen Instrumen-

te und formuliert abschliessend verschiedene 

innenpolitische und aussenpolitische Hand-

lungsempfehlungen.  

Den Bericht mit diesen Empfehlungen legte 

UNICEF Schweiz dem Eidgenössischen De-

partement für auswärtige Angelegenhei-

ten EDA vor. Daraus folgend errichtete die im 

Bundesamt für Polizei angesiedelte Koordina-

tionsstelle gegen Menschenhandel und Men-

schenschmuggel KSMM eine eigene Arbeits-

gruppe «Kinderhandel». Die KSMM stellt 

dabei die Koordination zwischen allen invol-

vierten Stellen sicher und erarbeitet Instrumen-

te und Strategien gegen diese Kriminalitäts-

formen.  

Auf innenpolitischer Ebene ist ein vom Bun-

desrat verabschiedeter, nationaler Aktionsplan 

für Kinderrechte besonders dringlich. Dieser 

würde eine koordinierte Anerkennung und 

Umsetzung der für die Schweiz relevanten 

internationalen Instrumente erlauben. Weiter 

ist eine einheitliche und überkantonale Daten-

erhebung notwendig, welche die Problematik 

des Kinderhandels separat dokumentiert.  

In Bezug auf die Strafverfolgung soll der Staat 

und nicht der oder die Minderjährige die Be-

weislast für das angegebene Alter tragen. Zu-

dem sollte eine Verwicklung minderjähriger 

Opfer in kriminelle Handlungen nicht als 

Straftat gewertet werden, da sie diese nicht 

freiwillig begehen. 

Opfern von Kinderhandel sollte unabhängig 

von ihrer Aussagebereitschaft eine Aufent-

haltsbewilligung garantiert werden – sofern 

dies dem Kindeswohl am ehesten entspricht. 

Darüber hinaus sollten die Behörden unverzüg-

lich eine Vormund- oder Beistandschaft für die 

Kinder bezeichnen. Die Kinder müssen sowohl 

in der Schweiz als auch im Falle einer Rück-

kehr in ihr Heimatland mit einer langfristigen 

staatlichen, kompetenten, situations- und  

geschlechterspezifischen Beratung rechnen 

können.  
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http://www.ksmm.admin.ch/

